


































 

  

 
 
 

 
 

 
 

 

 
 

   
  

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 
 
 

 

 
 

 
 

    
 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 

 

Arbeitsrecht und Zentral-Arbeitsinspektorat 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat 
Favoritenstraße 7, 1040 Wien 
Postanschrift: Stubenring 1, 1010 Wien 
DVR: 0017001 

AUSKUNFT Bundesministerium für Verkehr, 
Ing. Erich Boden 

Innovation und Technologie Tel: (01) 711 00 DW 2550 
Radetzkystraße 2 Fax: +43 (1) 711002190 

1030 Wien erich.boden@bmask.gv.at 

E-Mail Antworten sind bitte unter Anführung 
der Geschäftszahl an die E-Mail Adress e 
VII11@bmask.gv.at zu richten. 

GZ: BMASK-754.426/0002-VII/A/VAI/11/2013 	 Wien, 23.07.2013 

Galleria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel SE 
Ausbau Eisenbahnachse München - Verona 
Brenner Basistunnel 
Änderungen der Einfahrt Innsbruck sowie der Verbindung 
zur Umfahrung Innsbruck 

GZ. BMVIT-220.151/0002-IV/SCH2/2013 vom 10.06.2013 

Mit dem oben angeführten Schreiben hat das Bundesministerium für Verkehr, Inno
vation und Technologie die Antragsunterlagen der Galleria di Base del Brennero – 
Brenner Basistunnel SE für die Änderung der Einfahrt Innsbruck sowie der Verbin
dung zur Umfahrung Innsbruck im Zusammenhang mit der Errichtung des Brenner 
Basistunnels elektronisch übermittelt und auf das Edikt mit gleicher Geschäftszahl 
verwiesen. 

Das Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Verkehrs-
Arbeitsinspektorat, darf auf nachstehende Rechtsvorschriften zum Schutz der Ar
beitnehmer hinweisen, die von der Genehmigungsbehörde im Rahmen des Geneh
migungsverfahrens zu berücksichtigen sind: 

1. 	 Gemäß §§ 31a Abs. 1, 32a Abs. 3 und 33a Abs. 1 EisbG ist im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens durch die vom Antragsteller beizugebenden Gut
achten auch zu beweisen, dass das Bauvorhaben, das Schienenfahrzeug 
oder die eisenbahnsicherungstechnische Einrichtung den Anforderungen 
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des Arbeitnehmerschutzes entspricht. Die Einhaltung der Anforderungen 
des Arbeitnehmerschutzes muss in den Gutachten vollständig, schlüssig 
und nachvollziehbar nachgewiesen sein. 

2. 	 Gemäß § 5 Abs. 2 AVO Verkehr müssen Gutachten gemäß §§ 31a Abs. 1, 
32a Abs. 3 und 33a Abs. 1 EisbG insbesondere umfassen: 

-	 die Prüfung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente gemäß 
§ 5 ASchG,  

- die Prüfung der Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 8 BauKG,  
- die Prüfung der Explosionsschutzdokumente gemäß VEXAT,  
-	 die Prüfung der Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften (insbe

sondere ASchG und Verordnungen in Durchführung des ASchG), 
-	 die Prüfung der Einhaltung der sonstigen Rechtsvorschriften zum Schutz 

der Arbeitnehmer (insbesondere Rechtsvorschriften gemäß § 33 Abs. 3 
Z 2 ASchG sowie gemäß Anhang A und Anhang B der AM-VO), 

-	 die Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen für Ausnahmegeneh
migungen gemäß § 95 Abs. 3 Z 2 ASchG. 

Über die Prüfung und Einhaltung dieser Punkte muss das Gutachten eine 
konkrete Aussage enthalten. 

3. 	 Gemäß §§ 93 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 sowie 94 Abs. 1 Z 4 und Abs. 2 ASchG 
sind die Belange des Arbeitnehmerschutzes von der Genehmigungsbehör
de im eisenbahnrechtlichen Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen und 
dürfen die eisenbahnrechtlichen Genehmigungen nur erteilt werden, wenn Ar
beitnehmerschutzvorschriften der Genehmigung nicht entgegenstehen und zu 
erwarten ist, dass Gefährdungen für die Sicherheit und Gesundheit der Arbeit
nehmer vermieden werden. 

4. 	 Ergänzend dazu bietet die Arbeitsaufsichtsbehörde (Verkehrs-Arbeitsinspekto
rat) für den Anwender aufbereitete Zusammenstellungen der wichtigsten 
Rechtsvorschriften für Eisenbahnanlagen und Schienenfahrzeuge an 
(Schwerpunktkonzept Eisenbahnanlagen, Schwerpunktkonzept Eisen
bahnfahrzeuge), die als Informationsbroschüren erhältlich bzw. auf der 
Homepage des Verkehrs-Arbeitsinspektorates (www.bmask.gv.at) abrufbar 
sind. 

In die elektronisch übermittelten Unterlagen wurde Einsicht genommen. Die Überprü
fung der Einhaltung der Anforderungen des Arbeitnehmerschutzes wäre von der Ge
nehmigungsbehörde durch Prüfung und Auswertung der Gutachten im Sinne der 
obigen rechtlichen Rahmenbedingungen vorzunehmen.  
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Um Übermittlung einer schriftlichen Ausfertigung der Verhandlungsschrift und des 
Bescheides wird ersucht. 

Für den Bundesminister: 

Dr. Reinhart Kuntner 

Elektronisch gefertigt. 

Signaturwert
Id9SPQiMtsB07P7a0jkTy1RGRqUnjG0lGGU93HadUkOXO+pegRnjICM2WYPBZ47Oy4h
InyTPKlpl7MFa8f2nwMDjIWzB21NAStLAwGHh6cx9AQHQfcAzIKZBUwWj8uZFRUtG7d
vOh2TeQP40NRLU8WtEgALtd3Y0ie8fb8TKozM=        

Unterzeichner
serialNumber=373486091417,CN=BMASK,O=BM fuer      
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz,C=AT       
                    

Datum/Zeit-UTC 2013-07-24T12:29:27+02:00     

Aussteller-Zertifikat
CN=a-sign-corporate-light-02,OU=a-sign-corporate- 
light-02,O=A-Trust Ges. f. Sicherheitssysteme im  
elektr. Datenverkehr GmbH,C=AT                    

Serien-Nr. 532586    

Methode urn:pdfsigfilter:bka.gv.at:binaer:v1.1.0

Parameter etsi-bka-moa-1.0                                  
                    

Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.

Prüfinformation
Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur finden Sie unter: http://www.signaturpruefung.gv.at 
Informationen zur Prüfung des Ausdrucks finden Sie unter:
http://www.bmask.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH1052 
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Stadtmagistrat Retouren an MA I – Amt für Präsidialangelegenheiten (Zi 3340) 

Bundesministerium für Verkehr Innovation u. Amt für Präsidialangelegenheiten 

Technologie Sachbearbeiterin Mag.a Brigitte Abenthum 
Telefon +43 (0) 512/5360-3309 BMVIT-IV/SCH2 (Oberste 

Fax +43 (0) 512/5360-1747 
Eisenbahnbaubehörde (Verfahren im 

E-Mail post.praesidialangelegenheiten 
Bereich der Eisenbahnen)), 

@innsbruck.gv.at 
z.H. Herrn Mag. Holzerbauer 

Ort, Datum Innsbruck, 16.10.2013 Radetzkystraße 2 
1030 Wien 

GZ. BMVIT-220.151/0002-IV/SCH2/2013 

Brenner Basistunnel BBT SE, Brenner Basistunnel 
Änderung der Einfahrt Innsbruck sowie der Verbindung zur Umfahrung Innsbruck 
Öffentliche Auflage des Umweltverträglichkeitsgutachtens 
Kundmachung der öffentlichen Erörterung und der öffentlichen mündlichen 
Verhandlung im Großverfahren - Edikt 

Zahl MagIbk/3394/RA-VW-VV/1 

Sehr geehrter Herr Mag. Holzerbauer, 

seitens der Stadtgemeinde Innsbruck wird, Bezug nehmend auf die mündliche Verhandlung 
am 22.10.2013, 09:00 Uhr, Gemeindezentrum Aldrans , Dorf 34, 6071 Aldrans, folgende 
schriftliche Stellungnahme im gegenständlichen Verfahren zur GZ. BMVIT -220.151/0002
IV/SCH2/2013, abgegeben: 

„Das Gemeindegebiet von Innsbruck ist durch den Bau des Brenner-Basistunnels einschließlich 
der über diesen Abschnitt laufenden Baustellenabwicklungen und die dauerhafte Deponie 
großräumig betroffen. Schon im Jahr 2008 wurde seitens der Stadt Innsbruck eine 
Stellungnahme zu dem Projekt im Rahmen der Genehmigung nach UVP-Gesetz abgegeben. 
Diese und die nachfolgenden Stellungnahmen im UVP- sowie in den teilkonzentrierten 
Verfahren behalten aus ha. Sicht auch hinsichtlich des Änderungsprojektes Ihre Gültigkeit 
und sind daher weiterhin aufrecht zu erhalten. 

Im Wesentlichen wurde seitens der Stadt Innsbruck das Vorhaben befürwortet. Allerdings wurden 
bereits damals zu verschiedenen Punkten Einwände bzw. Anforderungen geäußert. Dies sind: 

- Widerspruch des Vorhabens zur geplanten baulichen Entwicklung des 
Frachtenbahnhofareals einschließlich der Verkehrsorganisation inkl. Ostanbindung des 
Bahnhofes; 

- Starke Flächenbeanspruchung sowie Beeinträchtigung bis teilweise Zerstörung der 
Sillschlucht, der hier verlaufenden Erholungs- und Wanderwege, der Landschaftsräume, 
des Flusslaufes und der Sichtbeziehungen; 

- Beeinträchtigung von Stadt- und Landschaftsbild sowie Erholungswert im Streckenverlauf 
und auch in der teilweise entfernteren Umgebung – im Betrieb und auch während der 
Bauzeit durch Baustelleneinrichtungen und Deponien sowie den dadurch verursachten 
Verkehr; 

Insgesamt wurden daher qualitätvolle Ersatzangebote im Raum Sillschlucht, die Einbindung aller 
baulichen Anlagen inkl. Tunnelportale in das Landschaftsbild (Gestaltungswettbewerbe), 

Landeshauptstadt Innsbruck, Maria-Theresien-Straße 18, 6020 Innsbruck, DVR: 0059331, www.innsbruck.gv.at 
Tiroler Sparkasse Bank AG, BIC: SPIHAT 22, IBAN: AT80 2050 3000 0000 5009, UID: ATU36832905 STGD Innsbruck Betriebe 

http:www.innsbruck.gv.at
http:innsbruck.gv.at


  
 

       
     

   
       

        
    

    
    

    
      
          

   
     
        

      
     

     
    
     
    

    
    

       
      

    

       
    

      
  

 

        
   

        
       

         
      

    
          

       
     

      
     

     

     
   

     
   

     
     

        
        

   
        

Verkehrsalternativen zur Vermeidung von Baustellenverkehr durch Wohngebiete und eine 
insgesamt integrierte Planung von Bauwerken und Landschaft (inkl. Landschafspflegerischer 
Begleitpläne) gefordert. Die weitere Projektentwicklung und Detaillierung sollte dabei frühzeitig 
und unter Einbeziehung der betroffenen Stellen der Stadt Innsbruck erfolgen. 

Im Mai 2012 konnte in diesem Zusammenhang der Rahmenvertrag zwischen Stadtgemeinde 
Innsbruck und BBT SE abgeschlossen werden, welcher neben allg. Regeln der Zusammenarbeit 
und gegenseitigen Information für das genehmigte Projekt als auch in Hinblick auf 
Projektsänderungen zu folgenden Themen Festlegungen trifft: 

1.	 die weitere Planung und die Bauabwicklung Einfahrt Innsbruck 
2.	 die Wiederherstellung des Weges und der Erholungsfunktion in der Sillschlucht; 
3.	 die Verlegung der L283 Ampasser Straße und damit der Gemeindestraße "am Halst" im 

Bereich des Portals des Zufahrtstunnels Ampass; 
4.	 die Neuordnung des Straßennetzes im Bereich der Deponie Ahrental Süd; 
5.	 die ökologische Ausgleichsmaßnahmen der BBT SE in der Sill und geplante Maßnahmen 

der Stadt zur Wiederherstellung des guten Gewässerzustandes der Sill nach den 
Bestimmungen des WRG 1959 bzw. dem Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan 
2009, BGBI. II Nr. 103/2010; 

6.	 die thermische Nutzung der Tunnelwässer; 
7.	 den Brandschutz im Tunnel (Baubetrieb); 
8. die Lage des Rettungsgleises 

Die Vertragsteile haben im Sinne und zur Erreichung dieses Vertragszwecks eine enge 
Zusammenarbeit vereinbart. So wurde beispielsweise hinsichtlich der künftigen Rad- und 
Fußwegaufschließung und der Gestaltung sichtbarer baulicher Anlagen zugesagt, dass die 
Anforderungen der Stadt, wie zum Beispiel (Gestaltungs-)Wettbewerbe, in der weiteren 
Projektentwicklung im erforderlichen Ausmaß berücksichtigt werden. 

Bei der Detaillierung bzw. Konkretisierung des Vorhabens – auch hinsichtlich des 
Änderungsprojektes - sowie bei der Ausgestaltung von Ausgleichsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit der nun vorliegenden Änderungsgenehmigung gemäß UVP-Gesetz ist 
dieser Rahmenvertrag zu berücksichtigen. 

Im Nachfolgenden soll nur eine ergänzende Stellungnahme der Stadtplanung, Stadtentwicklung 
und Integration zum Änderungsprojekt anschließen: 

Der Stadt Innsbruck ist das ggst. Änderungsprojekt grundsätzlich bereits bekannt. Laut 
Rahmenvertrag mit der BBT SE sieht „die zur Genehmigung eingereichte "Änderung Einfahrt 
Innsbruck" vor, dass, ausgehend von Süden die neue Bahnstrecke zweigleisig offen durch die 
Sillschlucht geführt wird. Dafür wird eine weitere querende Sillbrücke am Abhang des Viller 
Berges benötigt, die aus aerodynamischen Gründen nicht eingehaust werden kann. Es folgt ein 
kurzer zweiröhriger Vortunnel, dann verläuft die Strecke über eine zweigleisige Hangbrücke bis 
zum Nordportal des Bergiseltunnels der Brennerbahn. Dort werden beide Strecken zu einer 
dreigleisigen verbunden und offen über eine Brücke über die Autobahn, die Klostergasse sowie 
die Straßenbahntrasse der Linie 6 gemeinsam in den Hauptbahnhof geführt. Der Entfall der 
umfangreichen Arbeiten am Unterflurtunnel im Bereich Klostergasse führt zu einer Verkürzung 
der Baudauer auf rund zwei Jahre. 

Im Bereich Sillschlucht wird die Flächeninanspruchnahme und damit Beeinträchtigung der 
Umwelt durch die nun eingereichte Änderung des Vorhabens im Vergleich zum genehmigten 
Projekt merklich und im Vergleich zum Bestand erheblich dauerhaft vergrößert. Durch die mit der 
Änderung verbundenen Verkürzung der Bauzeit werden lediglich die temporären 
Beeinträchtigungen vermindert. Wie auch den Einreichunterlagen zu entnehmen, erfolgt 
insbesondere eine zusätzliche Beeinträchtigung der Erholungsnutzung und des 
Landschaftsbildes, eine stärkere Beeinträchtigung der Lebensräume für Pflanzen und Tiere, es 
kommt zu einem größeren Strukturverlust an den Uferbereichen der Sill, es werden größere 
dauerhafte Rodungsflächen verursacht und die Lärmbelastung für angrenzende Wohnobjekte 
und für den gesamten Erholungsraum ist deutlich stärker etc.. 
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Im Bereich der Einfahrt Innsbruck widerspricht die Lage des Rettungsgleises noch immer 
wesentlich einer baulichen Entwicklung des Frachtenbahnhofes. Andererseits kann im Abschnitt 
„Bartlmä“ durch die neue Trassenführung der Flächenverbrauch reduziert werden. 

Aufgrund dieser zunehmenden Beeinträchtigung von Schutzgütern, insb. von Erholungswert und 
Landschaftsbild, ist es um so wichtiger, dass die weiteren Schritte zur Projektdetaillierung und – 
Konkretisierung einzelner Bauabschnitte und „Gewerke“ sowie auch deren 
Ausgleichsmaßnahmen aufeinander abgestimmt werden. Dabei sind alle materienbetroffene 
Dienststellen einzubeziehen und wird nochmals auf den zu diesem Zweck abgeschlossen 
Rahmenvertrag zwischen Stadt und BBT SE verwiesen. 

In diesem Sinne sind seitens der Stadtplanung zum Genehmigungsverfahren des 
Änderungsprojektes folgende zusätzliche Punkte anzuführen: 

- Die Wiederherstellung beanspruchter Erholungsräume, Wegeführungen und – 
Anbindungen inklusive all jener Maßnahmen, die die künftige Erholungseignung fördern, 
sind entsprechend weiter zu optimieren. Dazu gehören insb. gewässerökologische 
Maßnahmen, Maßnahmen zum Lärmschutz, zur optischen Einbindung der Trasse sowie 
der sichtbaren, baulichen Anlagen und die Bepflanzungsmaßnahmen. 

- Materienbezogene Ausgleichsmaßnahmen, wie gewässerökologische Maßnahmen, 
Maßnahmen im Fachbereich Forst sowie die Einbindung des geplanten 
Rundwanderweges Berg-Isel sind nach Abstimmung mit den betroffenen Dienststellen der 
Stadt und des Landes in das Änderungsprojekt bereits eingeflossen. Sie sind bei der 
weiteren Planung in Abstimmung mit den betroffenen Dienststellen weiter zu entwickeln. 

- Dabei sind auch die im Änderungsverfahren vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen für 
einzelne Schutzgüter hinsichtlich Ihrer Auswirkungen auf andere Schutzbelange 
entsprechend abzuwägen. Dies betrifft insb. die Thematik der Lärmschutzmaßnahmen im 
Verhältnis von Ausführung, Wirksamkeit und optischer Erscheinung im Landschafts- und 
Stadtbild. Hierzu ergeht eine gesonderte Stellungnahme des Referates Umwelt, dass 
neben Lärmschutzmaßnahmen auch Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Verminderung 
von Lärm einzubeziehen sind. Bereits eine geringfügige Verringerung der 
Durchfahrtsgeschwindigkeit im Bereich Bahnhof Innsbruck / Einfahrt und Sillschlucht 
würde die Lärmemissionen wesentlich verringern und könnte allenfalls auch eine 
stadtbildverträglichere Größe der zusätzlich geplanten Lärmschutzwände ermöglichen. 

- Bei der Bauwerksplanung sind bereits sehr konkrete technische Anforderungen seitens 
der BBT SE vorgegeben (hinsichtlich Bauart, Baustoffen, statischem System, Stützweiten, 
Bau- und Konstruktionshöhen etc.). Hier ist es wichtig, für die weitere Konkretisierung und 
Detaillierung entsprechend dem Rahmenvertrag einen ausreichenden Spielraum für die 
geforderten und zugesagten Gestaltungswettbewerbe zu sichern. 

- Insgesamt sollten die im Genehmigungsverfahren vorgeschriebenen (Ausgleichs
)Maßnahmen möglichst funktionell klar formuliert werden, jedoch In gestalterischer 
Hinsicht eine qualitätsvolle Projektdetaillierung und -weiterentwicklung im Sinne des 
Rahmenvertrages zwischen Stadt und BBT SE nicht einschränken. Es wäre daher im 
Interesse der Stadt Innsbruck, dass Ausgleichsmaßnahmen vielmehr 
Mindestanforderungen darstellen (beispielsweise an Artenwahl und Pflanzdichten), die als 
Randbedingungen in eine weitere Detaillierung und Ausführungsplanung einfließen. 

- Hinsichtlich des Frachtenbahnhofareals, welches insbesondere durch die Lage des 
Rettungsgleises betroffen ist, wird nochmals darauf hingewiesen, dass gerade im 
beengten Siedlungsraum der Stadt Innsbruck derartige Entwicklungsflächen besonders 
wertvoll sind und eine Berücksichtigung entsprechender Entwicklungsziele bzw. 
Randbedingungen außerordentlich wichtig ist. Auch wenn es sich hier um Flächen der 
ÖBB handelt, wurde daher im Rahmenvertrag mit der BBT SE vereinbart, dass das 
Rettungsgleis jedenfalls innerhalb der genützten Eisenbahnanlage zu situieren ist und im 
Falle einer künftigen Reduktion der Eisenbahnanlagen dieses Rettungsgleis in die sodann 
verbleibende Eisenbahnanlage verlegt werden soll. Zu diesem Zweck ist es erforderlich, 
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alle Planungsbeteiligten zu sensibilisieren und im Genehmigungsverfahren diese 
Alternative auch zu ermöglichen.“ 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Stephan Crepaz e.h. 

(Dr. Stephan Crepaz) 
Amtsvorstand 

Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur und des Ausdrucks finden Sie unter
http://www.innsbruck.gv.at/amtssignatur. 
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